
2. Falls die Verordnung Nr. 1984/83 anwendbar ist: Erfasst die
in Art. 12 Abs. 2 vorgesehene Ausnahme von dem Verbot
einer unbestimmten oder über zehn Jahre liegenden Laufzeit
für vertikale Ausschließlichkeitsvereinbarungen über Tank-
stellen — „Bezieht sich die Vereinbarung auf eine Abfüllsta-
tion, die der Lieferant dem Wiederverkäufer aufgrund eines
Pachtvertrags oder im Rahmen eines sonstigen rechtlichen
oder tatsächlichen Benutzungsverhältnisses überlassen hat, so
dürfen … dem Wiederverkäufer die in diesem Titel bezeich-
neten ausschließlichen Bezugspflichten und Wettbewerbsver-
bote für den gesamten Zeitraum auferlegt werden, in wel-
chem er die Abfüllstation tatsächlich betreibt“ — einen Sach-
verhalt, bei dem wie im vorliegenden Fall nach dem privat-
schriftlichen Vertrag vom 27. Juli 1990 und dem notariellen
Vertrag vom 10. Oktober 1995 Lubricarga als Eigentümerin
eines Grundstücks zu Gunsten von Galp ein Bebauungsrecht
für 25 Jahre begründet und sich letztere zum Bau einer Tank-
stelle verpflichtet unter der Voraussetzung, dass die Einrich-
tungen nach Abnahme des Bauwerks Lubricarga für ihren
Betrieb während desselben Zeitraums mit der Verpflichtung
überlassen werden, sämtliche Brenn- und Treibstoffe aus-
schließlich von der Mineralölgesellschaft zu beziehen?

3. Falls die Verordnung Nr. 2790/1999 anwendbar ist: Erfasst
die Ausnahme des Art. 5 — „die Begrenzung auf fünf Jahre
gilt nicht, wenn die Vertragswaren oder -dienstleistungen
vom Käufer in Räumlichkeiten und auf Grundstücken ver-
kauft werden, die Eigentum des Lieferanten oder durch die-
sen von dritten, nicht mit dem Käufer verbundenen Unter-
nehmen gemietet oder gepachtet worden sind und das Wett-
bewerbsverbot nicht über den Zeitraum hinausreicht, in wel-
chem der Käufer diese Räumlichkeiten und Grundstücke
nutzt“ — einen Fall wie den vorliegenden, in dem nach dem
privatschriftlichen Vertrag vom 27. Juli 1990 und dem nota-
riellen Vertrag vom 10. Oktober 1995 Lubricarga als Eigen-
tümerin eines Grundstücks zu Gunsten von Galp ein
Bebauungsrecht für 25 Jahre begründet und sich letztere
zum Bau einer Tankstelle verpflichtet unter der Vorausset-
zung, dass die Einrichtungen nach Abnahme des Bauwerks
Lubricarga für ihren Betrieb während desselben Zeitraums
mit der Verpflichtung überlassen werden, sämtliche Brenn-
und Treibstoffe ausschließlich von der Mineralölgesellschaft
zu beziehen?

4. Art. 85 [Abs. 1 Buchst. a] EWG-Vertrag regelt das Verbot der
unmittelbaren oder mittelbaren Erzwingung von unangemes-
senen Einkaufs- oder Verkaufspreisen, und in der achten
Begründungserwägung der Verordnung Nr. 1984/83 wird
ausgeführt, dass „weitere wettbewerbsbeschränkende Ver-
pflichtungen, insbesondere solche, die den Wiederverkäufer
in der Freiheit der Gestaltung von Preisen und Geschäftsbe-
dingungen oder der Wahl seiner Kunden beschränken, …
nach dieser Verordnung dagegen nicht freigestellt werden
[können]“. Ist dies auf einen Vertrag wie den streitgegen-
ständlichen anwendbar, der in der Vertragsklausel 10 sowie
in Anhang 1 die Festsetzung von wettbewerbsfähigen Preisen
regelt und bestimmt, dass „die dem Eigentümer zugewiesenen
Preisnachlässe nicht niedriger sein dürfen als die durch-
schnittliche Provision, die die Wirtschaftsteilnehmer der drei
Unternehmen (nach Geschäftsumfang) erhalten, die in der
Region tätig sind, in der sich die Tankstelle befindet“, da ein
solcher Vertrag jedenfalls die Möglichkeit des Käufers, den
Verkaufspreis zu bestimmen, beschränken kann?

5. Art. 85 [Abs. 1 Buchst. a] EWG-Vertrag spricht von einem
Verbot der unmittelbaren oder mittelbaren Erzwingung von
unangemessenen Einkaufs- oder Verkaufspreisen, und die

Verordnung Nr. 2790/99 betrachtet als schwerwiegende
wettbewerbsschädigende Beschränkung die Festsetzung der
Preise für den Wiederverkauf. Ist dies auf einen Vertrag wie
den streitgegenständlichen anwendbar, der in der Vertrags-
klausel 10 sowie in Anhang I die Festsetzung von wettbe-
werbsfähigen Preisen regelt und bestimmt, dass „die dem
Eigentümer zugewiesenen Preisnachlässe nicht niedriger sein
dürfen als der Durchschnitt der Provision, die die Wirt-
schaftsteilnehmer der drei Unternehmen (nach Geschäftsum-
fang) erhalten, die in der Region tätig sind, in der sich die
Tankstelle befindet“, da ein solcher Vertrag jedenfalls die
Möglichkeit des Käufers, den Verkaufspreis zu bestimmen,
beschränken kann?

(1) Verordnund (EWG) Nr. 1984/83 vom 22. Juni 1983 über die
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrags auf Gruppen von
Alleinbezugsvereinbarungen; ABl. L 173, S. 5.

(2) Verordnung (EG) Nr. 2790/99 vom 22. Dezember 1999 über die
Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags auf Gruppen von
vertikalen Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten Verhaltens-
weisen; ABl. L 336, S. 21.
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Vorlagefrage

Ist Art. 11 Abs. 2 der Richtlinie 102/87/EWG (1) dahin auszule-
gen, dass die Abmachung zwischen Lieferant und Kreditgeber,
wonach Kredite an Kunden dieses Lieferanten ausschließlich von
dem betreffenden Kreditgeber bereitgestellt werden, notwendige
Voraussetzung der Berechtigung des Verbrauchers, gegen den
Kreditgeber — im Falle der Nichterfüllung seitens des Lieferan-
ten — vorzugehen, auch wenn dieses Recht: a) nur ein Recht
auf Auflösung des Kreditvertrags oder b) ein Recht auf Auflö-
sung und daraus folgend auf Rückzahlung der an den Kreditge-
ber gezahlten Beträge ist?

(1) ABl. L 42, S. 48.
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